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plötzliche kegieruligskrile in eaglsnä .
. . Tn Gligfan� i,f1 eS gartg imerwartet m ei wer für diu R e- gieaUtig >

.�cht ganz nnlbsdeiMchell Verwlicklvng güÄÄemen. Ursache der ZKÄfiS
!' em üßn dsn WäÄern veröffenNichtcr Brief des G « neralma -
- o c s Sir Frederik Maurice , in dem dk ' fer an bat Mit »

fij *®01 übt , die Bom » Lato am 22. Apvi ' l im Unterha - use

�cr die Erweiterung der brAWen Front m Frankreich uiochte .
Mut « » macht Bonar Law den Borwnrf , daß fötec Antworten
. "f die an ihn gerichteten . Fnagei !

" » c » ganz verkehrten Emdritck von den tatsächlichen Borgängeit
» keben hätten . Dens ekben Vorwurf erhebt Wadrice gegen L l o y d

� eorg . a . den er unwahrer Angaben bezichtigt . Am

z. B. erklärte der PreuÄeruvi - nister Wer die Sage der eng -
Alchen Armee zu Begiinr der Offensive , trotz schwerer Verluste im
' ls . -re ISi ? sei die Armee in Frankreich am 1. Januar ISIS viel
i g rker gewesen als am 1. Januar 1317 . Maurire stellt dies . in

st.., � derselben Rede erklärte der Pveunermirvister , in Äkess -

Prämien befinde sich überhaupt nur eine Division von wei -
Nn Sold� . � in A- eghpten und Pvlastina nur drei weiße Di -
"

ftionen , der Rest der Truppe « bestände ausschließlich

� � I n d e r oder genÄschten Truppen , unter denen sich verhW -

�mäßig sehr wenig Bviton befänden . »Ich fpveche hier von In -

kßNlerivdivifioaM . " Maurice erklärt auch dies für unrichtig . Er
bchri fort , fein . Brief sei nicht auf eine miWärische Verschwörung
SUrjZckzuMren, er sei sainer Herkunst und UÄberMyung « ach ein
ebenso aufrichtiger Demokrat , wie der PremierMimster ,

würde nichts weniger wünschen , alS daß die Regierung .

� die H ä n de von Soldaten ülberMM . Der Grund , warum

� stch zur Tcröffentlichung « lrtWchfe » habe , sei , dich die ange -
lUsirien Erklärungen iui Untechlmse unrichtig seien , daß dies

militäri s ch c n Kreisen bekannt sei , und daß auf diese
- Eeiss die Moral der e n g l i sche « Truppen gerade jetzt , »vo man

a- ufbieten müsse , wn sie zu stärken , nachHeMg beeinflußt werde .
» Daily Chronic ! e " verweist in einem Leitartikel ans

ie ernste Bedouitung dieses Briefes und schosibt : General Maurico
bis vor wenigen Wochen Direktor der militärisch c n

�veration en beim Großen G e n r r a I st a b und besitzt
h' -s solcher eine genaue Kenntnis der Taisachsn und Zahlen ,
die dj�. britischen Stomtkräfte « n Felde betreffen . Das Watt spricht
sich str «feie Parlament arische Untersuchung aus .
�ive strenge Untersuchung fei notlvcndrg .

Nach einer ReuimmeZdung vom 7. Mai beschäMgt « der Brief
�es Generals Ddaurice bereits das Unterhaus . ASquith fragte ,
®s' - che Schritte die Reyievung zu tun godenksj tun das Haus rn den
« i « nd . zu setzen , dir . AnschuQtigungen zu prüfen . Bonar Law
�rwihevte , der Brief des Generals Manrioe werfe zwei Fragen
°us . Zunächst berühre die Abfassung eines solchen Brieses die '

� i lsf arische Disziplin , dann handle es sich um die
Wahrheit der ministeriellen Angaben . Mt der

pusten Frage habe sich der Ä r m e e r a t auf dem gewöhnlichen Weg «
33 befassen ; waS den zwciitei Punkt betreffe , so würden , da dle

s�hre der Wnister in Frage komme , zwei Richter ersucht

Werden , als Shr «ngerichtSho - f eine Untersuchung über die Be »
wiuldigunyeti falscher Angaben der Msivister anzustellend und so
schnell wie möglich darüber zu berichten . Bonar Law willigte ein ,
ch�ß der Gerichtshof erst gebildet werden sollte , nachdem sich das
Unterhaus mit der Sache befaßt ljätte .

A s a u i t h kündigt an , er werde vorschlagen , daß an. Stelle
Zwei er Nichter

ein Ansschug des Unterhauses

öie Angaben des Generals Maurice prüfen solle .
Mit diefsm Vorschlag ist di « englische Negievuirz aber keines -

J�ags Unverstanden . Nach Meldung hollältdischer Blätter aus Lon -
von hält man dort die Lage für ä u ß e r st e r n st , da die Regierung
Erklärt hat , daß sie die Annahm « des von Asyuith angekülud igten
Antrages auf Evnemrung Einer Kommission des UnterhanseS als
kin Misitrauensvstttm auffassen und fssort zurücktreten werde .

Das Vorgehen des Generals Mauvioe wird naturgemäß in der

�ngkischen OeffeniKchkleit labhast besprochen . Man ist allgemein der
Ansicht , daß der Brief für die Regierung eine sehr ernste Sache
Wi. da er in einem Augenblick erschienen fei , in dem das Miß¬
trauen der O e f fe n tli ch k « i t in die ministeriellen Erklä -
rangen ohnehin einen hohen Grad ervsich ! hat .

Amsterdam , 8. Mai . Nach « nem Reutertelegramm auS London
Meldet die Preß Association : Es verlautet , daß der Antrag
Asqurths auf Einsetzung einer Unlerhauskommifsion von der Re -

. glcrung als Misstroucnsvotum angesehen . wird . . Bei der Debatte
Donnerstag wird , dicsrr Antrag

als ein Angriff ans den Bsstand der Regierung

bekämpft werden . Man . ist eifrig tätig , um zu erreichen , daß alle
Anbünger der Regierung am Donnerstag im Unterhaus an » .
w e s c n d sind . LermutRch wurde der Plan Bonar Laws , die An -

Sr - ' egonheit Maurice durch zwei Richter , die als Ehrenrichter fun -
gieren würden , untersuchen zu lassen , fallen gelassen , weil er
pffendar mit dar Auffassung des Unterhauses nicht überein -
stimmte . Indessen ist eö mcht wahrscheinlich , daß die Regierung
sich auf eine andere Untersuchung einlassen wird . Es ist so gut wtS

sicher, daß Lloyd George am Donnerstag in die Debatte

eingreifen und dem Hause möglichst ballständige Aufklärungen
Nben wird . Es heißt sogap » daß er bereit fei , die Zahlen zu

UÄflebender NrtilleriekKMpf am Kemmel
— Feindliche Angriffe an der Straße
Csrbie — Bray abgeschlagen — Starke

Fcnertätigkeit am Lnee - Bach .

Amtlich . Großes Hauptquartier , 8. Mai

1918 . M . T. B. )

Westlicher Kriegsschauplatz .

Südlich vom Nieuwport - Kanal nahmen wir bei rrfolgreichce
Erkundung Belgier gefangen . Auf dem Schiachtfeldo in Flandern
imd an der Lys lebte der Artillerirkampf am . stemlucl , bei und

westlich voit Baillcul auf .
In Vorfcldkämpfeu auf dem Schlachtsclde an der Somme

wurden Englander und Franzoselt gefaugen . Beiderseits der

Straße Corbie —Bray griff der Feind »ach starker Minen -

Vorbereitung erfolglos au . Bcreitstcllutigen wurden durch unser

Feuer wirkungsvoll gefaßt . Bei einem in der Rocht südlich von
der Straße wiederholten Angriff warfen wir den Feind im Gegen -
stoß zurück . Starke Feuertätigkeit hielt am Luce - Bach und aus
dem Wcftufcr der Avre an .

An der übrige » Front nichts von Bedeutung .

Bon den anderen Kriegsschanplätzen nichts NcueS .

Der Erste Generolquartiermristcr .

� _ Ludeudorfs .

Abendbericht .
Berlin » 8. Mai 1918 , abendS . Amtlich .
Oertlichc Kämpfe südlich vom Dikkebuschcr See .

Der österreichische Bericht .
Wien , 8. Mai 1918 . Amtlich wird verlautbart :

Südwestlicher Kriegsschauplatz .
DaS Artilleriefcuer wurde nur stellenweise lebhafter .
Oestlich Eapo Sile , im Laghi - Bcckcn , am Monte Pertica

und am Südhang des Wtonte Alesio wurden feindliche ErkundiingS «
unternshmungcn abgewiesen .

Der Chef des Gencralstabcs .

nennen , die ihm von dar Hcereßlriwng zur Verfügung gestellt
wurden , und auf Grund deren er behauptete , daß trotz der schweren
Verlufte im Jahre 1917 das englische Heer am l . Januar 1913 be -
deutend stärker Hcwescr » ' sei als am 1. Januar 1917 .

Noch einer anderen Rewtermeldung ist es noch zweifelhaft , waS
für eine Haltung die Regierimg einnehmen wird . Man ist aller
jedenfalls allgemein der Meinung , daß es sich für sie um Sein
oder Nichtsein handelt .

Dsr KrieöeKSschluß ysn Sukareft�
Die öftevreichisch - ungarifche » Gebietserweiterungen .

Der Frledensvertrag von Bukarest liegt jetzt im Wort -
laut vor . Gegenüber den wesentlichen Bestimmungen , die
wir bereits in unserer gestrigen Ausgabe wiedergaben , bietet
er nichts Neues .

�
'

Von Interesse ist eine Erläuterung , w?lck >e die Wiener

Presse von informierter Seite zn dem Friedensvertrag erhält .
Aus dieser geht hervor , daß Oesterreich südlich von Czernowitz
einen Landzwictel von etwa KW Quadratkilometern erhält
und daß der Gebietszuwachs Ungarns etwa 5CKX) Quadrat¬
kilometer beträgt . Die österreichischen Blätter betonen , daß
es sich bei diesen WebietZsbtretllngon um nur sehr dünn de »
völkertes Gcbirgsland handele , das lediglich strategischen
Wert habe .

Die Schlußsitzung der F ri e de n sv er h a n d -
lu Ilgen mit Rumänien , die im Schloß Cotroceni stattfand ,
tvurde kurz vor 11 Uhr vormittags von Staatssekretär
v. Kühlmann mit folgender Ansprache eröffnet :

„ Melsie Heroen ! Es ist nach langen und mühevollen Bar -

A£t - , .. - - - - -— � « _ . . -;i„ _
mächten Äe durch den Krieg geschfegem Wunde wieder zu
heilen .

' Ich bllie Sie , meine Herren , zur Zeichming des FvietzenS -
rnstvumeuteS schrsiten zu wollen , und schlage t - azu vor , daß die
Bevollmächtigten der einzelnell Länder sich gruppenweise - zu -
saminausetzen . "

Hierauf schritt niaii zur Unterzeichnung des Friedens -
Vertrages , der mit seinen rechtspolitisäsen und handelspoli -
tischen Zusatzverträgen einen außerordentlichen Um -

f a n g einnimmt .

Kurz vox 12 Uhr wurde die Sitzung geschlossen.

Eeobsl mg .un ) Kreiheit .
Die Julipolitik von 1917 war nichts anderes Äs ein

Wiederaufleben der Augllstpolitik von 1914 . Als es so weit

gekommen >var , daß das Reich , von Feinden umringt , seinen

Existenzkampf aufnehmen mutzte , sahen sich die Machthaber
nach Hilfe um und entdeckten die sozialdeinokratischen Ardei -

termassen . Diese hatten die ungeheure� Gefahr , in der� das

Reich schwebte , erkannt und waren bereit , es zu verteidigen .
Aber ihr freier , auf höhere Menschhelisentwicklimg gerichte »
ter Sinn hing an den Idealen der Demokratie , er widerstreb ' . ?
seder Vergewaltigung fremder Völker und sah in der freche «! -
lich - in Altsgestaltung des eigenen Vaterlandes das höchste
Kriegsziel . Um ihm entgegenzukommen wurde das Wort der

Thronrede gesprochen : „ Uns treibt nicht Eroberungspolitik " .
und eine weitreichende „ Neuorientierung " im Innern wurde

vom Vizekanzler Delbrück angekündigt .
ES ist eine Geschichtsfälschung , wenn die alldeutschen

Machtpolitiker behaupten , jemals Anhänger der Wugustpoliti !
gewesen zu sein . Im Gegenteil machen sie in allen ihren

Schriften Herrn v. Bethmann den Vorwurf , diese Politik ein ¬

geleitet zu haben , sie hatten sich die Sache ganz anders vorge ¬

stellt . Berauschung der Massen durch nationalistische Stim¬

mung , Isolierung und UnschaWchmachung der sozialdemokra¬
tischen Führer , Unterdrückung der Arbeiterpresse und der �Ar¬
beiterorganisationen , das . war ihr Programm . Indes mußten
sie zähneknirschend zusehen , wie eine nach ihre » Meinung viel

zu ängstliche Regierung mit einer Macht paktierte , deren

- Zerschmetterung für sie das innere Kriegsziek war .
�

Nach jahrelangem Kämpf der beiden Strömungen
brachte der Juli 1317 am 11 . die Wohlrechtsbotschaft des

Königs und am 19 . die Fnedensresolution des Reichstags .
Die öffentliche Meinung bis in die höchsten Kreise hinauf
stand damals unter dein Eindruck der Enttäuschung , der durch

voreilige Prophezeiungen von einem nahe bevorstesterwen
glücklichen Krwtzende entstanden war . Die alldeutsche Presse
betrachtet die Juliresolution des Reichstags einfach als die

Folge einer „Nervenkrise ". Daran ist soviel richtig , daß man
dann als wiederum wie im August 1914 die Hilfe vo u
unten für sehr richtig hielt und deshalb den «rsberungs »
feindlichen freiheitlichen Anschammgen der Massen weite Zu -
geständnisse zu machen bereit lvar .

Die „ Neuorientierung " fand mm endlich in der Ankündi ' -

gung des gleiche n P rentz c n w a y ! r e ch t § ihren ersten
Anfang , und der Satz der Thronrede „ Uns treibt nicht Er -

oberungSlust " wurde acht Tage darauf in einem Reichstags -
beschlnß näher ausgeführt . Es war ein Versuch , den Geist
des August 1914 mit denselben Mitteln wieder zu beleben , mit

denen er erzeugt worden war , und man begreift von hier

aus , daß die Machtpolitiker alle Anstrengungen machten ,
diesen Geist mit Keulen totzuschlagen . Das war die Aufgtche ,
die sich die „ V ate r l a n d s p a r t e i " gestellt hatte und die

sie meisterlich gelöst hat .
Inzwischen setzte die Sozialhemokratie �ihre Anstren¬

gungen ' weiter fort , die nach der doppelten Richtung gingen ,
die Bahn für einen Frieden offen zu halten , der noch vor
einer erschöpfenden Kriegsentscheidung geschlossen werden

konnte , also den Krieg abzukürzen , und zweitens eine frei -
heitliche Ausgestaltung Preußen - Deutschlands noch während
des Krieges durchzusetzen . Sie forderte sofortige Erfüllung dG

königlichen Wahlrechtsversprechens und KarlamentarDerung
der Regierung im Reich . Es gelang ihr tatsächlich , den letzten
absolutistischen Kanzler zu stürzen und eine Regierung an
seine Stelle zu bringen , deren Spitzen mit alten Parlame « »
tariern besetzt waren . Diese Regierung verpflichtet - ! : sich, im
Sinne der Reichstagsmehrheit zu arbeiten , den Beschluß vom
19 . Juli in der auswärtigen Politik durchzuführen und das

gleiche Wahlrecht in Preußen ohne Verzögerung zur Geltung
zu bringen .

An diese Vorgänge muß man sich erinnern , wenn man die

Verhandlungen des preußischen Abgeordnetenhauses und die
des Reichstags - Hauptausschusses aus den letzten Tagen liest .
Am Dienstag hat der fortschrittliche Abg . Gotbein gegen
Herrn v. Pah er scharf polemisiert , und am Mittwoch stell -
ten die Zentrumsadgeordneten v. Rechen b erg und Erz -
be r g c r- der Regierung Hcrtliug ziemlich ultimativ klingende
Forderungen . Es ist also nicht mehr eine einseitig sozialdmo »
krÄische Behauptung , daß die Führung der auswärtigen
Politik zu den Wünschen der Julimehrheit in schroffem
Widerspruch steht . Dieser Sachverhalt ist von dem Augen -
blick an , in dem die Brest - Litowsker Verhandlungen durch
einen berühmten Faustschlag eine , andere Wendung nahmen ,
von der Sozialdemokratie aufMeigt worden . Aber man zog
es vor , den Kopf in den Sand zu stecken und Ihn erst wieder
herauszuziehen , als man vor vollendeten Tatsachen stand und
ein nicht so leicht gutzumachender Schaden angerichtet war .

_ Hatten die Gegner der Reichstagsmehrbeit in der Ost -
Politik einen durchschlagenden Erfolg erzielt — wobei die
„ parlamentarische " Regierung dieser Mehrheit keine benei -
denswerte Rolle spielte — , so stehen sie auch in hex inyern .



Politik an der Schwelle eines großen Erfolges . Darüber soll
man sich keinen Augenblick täuschen . Im Vertrauen damuf . daß
die Regierung das Abgeordnetenhaus nicht auflösen werde

haben sie bei der zweiten Lesung der Wahlrechtsvorlage eine

Machtprobe geliefert , die sie bei der dritten wiederholen
Wollen . Wenn man jetzt in freiwillig offiziösen Blättern liest ,
die Regierung behalte sich vor . das Abgeordnetenhaus zu dem

„ ihr geeignet scheinenden Augenblick " aufzulösen , so wird

einem , man weiß nicht wie . Man hört es knallen , sieht eine

gerötete Backe und vernimmt das stolze Wort , die Antwort

darctuf werde schon kommen — aber „ im geeigneten Augen »
blick " . Man kann sich ungefähr vorstellen . Nsie das den Inn »
kern imponieren wird .

Zwischen der äußern und der innern Politik besteht im

Kriege ein noch engerer Zusammenhang als in Friedens -
zeiten . Der Geist der Eroberung und der G ? i st
der Freiheit schließen einander aus . Mau kann nicht in
der Ukraine einen General S . M. des Zaren zum Diktator

einsetzen und derweilen im Innern sich demokratisch geberden .
Man kann umgekehrt den Polen , Ukrainern , Litauern usw .
nicht das freie Selbstbestimmungsrecht vorenthalten , wenn im

Innern des - Reiches selbst ein freier Wind weht .
Freiheit , nicht Eroberung , wurde uns im

August 1914 - verheißen , und diese Verheißung wurde im Juli
1917 lviederholt . Eroberung , nicht Freiheit ,
spricht oie harte Sprache der Tatsachen zu uns im Mai 1918 .

Der Kampf ist noch nicht zu End ? — manches Zeichen spricht
sogar dafür , daß die Hochkonjunktur der innern und äußern
iRachtpolitiker ihrem Ende entgegengeht .

Em peinlicher Umstano darf dabei nickst außer acht ge -
lassen werden , daß nämlich die Stä : kc der beiden Stromun -

gen vielfach mit der Kriegslage geschwankt hat . Es

' cheint mitunter , daß sich die Volkswünsche der Erfüllung
nähern oder von ihr entfernen , je nachdem man mehr oder

weniger genötigt zu sein glaubt , mit weiteren schweren

Opfern des Volkes rechnen zu müssen , tzoo tauchen unwill -

kürlich immer wieder Erinnerungen an die Befreiungskriege
aus , in denen das gleiche Schwanken zu beobachten war , bis

- schließlich nach ungeheuren Opfern und Erfolgen des Volkes
der Beharrungszustand in der Heiligen Allianz und in den
Karlsbader Beschlüssen erreicht wurde .

Solche Beobachtungen werden die deutsche Arbeiterklasse
nun freilich nicht zum „ Defaitismus " verleiten . Sie befindet
sich nicht in einer so verzweifelten Lage , daß �sie von der
G u n st der Kriegslage , die doch zum großen Teil ihr eigenes
Werk ist , etwas zu fürchten braucht . Sie gibt den Kgmps
nicht auf und beharrt in ihrer Absicht zu siegen — erst für
das Reich und d an n f ü r sich selbst !

Kriegserklärung Nicaraguas .
Sau Juan del Sur , 7. Mai . ( Reutermeldung . ) Nicaragua

hat Teutschland und seinen Verbündeten den Krieg erklärt .
An zuständiger Stelle ist , wie wir hören , nichts bekannt .

Der amerikanistbe Kriegswillen .
Anleihc - Erfolg — Masseuaushebungen — Iren -

Verfolgungen .

Nach einer Rciitermeldung aus Washington ist die dritte

amerikanische F r e i h e i t s a n l c i h e nach den vorläufigen

amtlichen Angaben unr ungefähr anderthalb Milliarden überzeichnet

worden .

Nach weiteren Neutermeldungen aus Washington wurden zur

Ausfüllung des Mai - Kontingents unter dem Militärdienstgesetz
233 742 Mann ausgehoben . Diese neuen Rekruten werden am
La. Mai in die Uebungslager befördert werden . Die Gesamtzahl
des Mai - Kontingents zeigt daher auf ungefähr 305 000 Mann . Der

■Oberste Gerichtshof der Vereinigten Staaten hat entschieden , daß
die unter dem Milrtärdienstgesetz eingereihten Soldaten von den
Militärbehörden nach allen Teilen der Welt geschickt
werden können . Schließlich beabsichtigt der Marinesekretär Da -

niels dem Kongreß einen Gesetzentwurf zur Vermehrung
der Mannschaften de : Flotte vorzulegen .

Ter energische Wille der Vereinigten Staaten , den Verbündeten

diesseits des Ozeans beizustehen , zeigt sich auch in einer gestei -
gerten Verfolgung der irischen Frei hei tÄ ew e -

g u n g. So verurteilte das Bundesgericht in New Jork den Iren
Thomas Welsh zu einem Jahre Gefängnis , weil er Nach -
richten der Sinnseincr - Fuhrer in Irland an einen irischen Agenten
in New Aork übermittelt hatte . — Eine Protestversammlung , welche
die Sinnfeiner in der Nacht vom 4. zum 5. Mai am Madison
Square gegen die irische Aushebung abhielten , war von ameri -

dänischen Geheimpolizisten überwacht . Welche die

Reden stenographierten .

De ? flKsturm Ker Hksmerule - Gegne ? .
Als Lloyd George zugleich mit der Einführung der Dienst -

Pflicht in Irland die endliche Verwirklichung der irischen Selbst -

Verwaltung ( Homerule ) ankündigte , glaubte er , einen besonders
geschickten Zug zu tun . Es zeigte sich jedoch sofort , daß sich die

Iren durch das Homerulevcrsprechen nicht mit der Dienstpflicht
aussöhnen ließen . Aus der anderen Seite hat «in k o n z e n -

irischer A n st u rm der H o m e r u l e g e g n s r eingesetzt , der
von den lllsterleuten unter CarsonZ Führung ausgeht , aber weit

größere Kreise als die englische Minderheit in Irland um -

faßt . Nauienrlich hoffen Carson und seine Anhänger , die übrige
U u i o u i st e n p a r t c i für ihren Widerstand zu gewinnen .
Carson hat der Presse einen Brief geschrieben , in dem er die

verschiedenen Ankündigungen erwähnt , daß die Regierung die

Wehrpflicht auf Irland nicht anzuwenden beabsichtige , bevor

Homerule Gesetz geworden sei . Er will jedoch nicht daran

glauben , daß die Regierung versuchen wollte , die Wehrpflicht
et n z u w enden , nachdem sie eine irische Regier u n g
eingesetzt habe , die dagegen sei . Schließlich fordert Carson
alle pnionisten . einschließlich der unionistischen Mitglieder der Re -

gicrung , auf , eine nochmalige Erwägung diesen

Frage durchzusc tzen . um einen bruder mörderischen
Konflikt zu einem Zeitpunkt zu vermeiden , wo alle An -

jKengungen dem Krieg ? gewidmet werden sollten .
Di - Aktion Carson ? ist nicht die einzige geblieben . In

ganz Ulstex bat angesichts der Nachricht , daß die englische Regie -

rung keineswegs Homerule zurückzustellen beabsichtige , ein starker
Fcideng gegen da » „ Homerule - Komplott " eingesetzt .

Auf Veranlassung , aber in Abwesenheit Carsons , trat in Bel -
am S. Mai der ständige Aids schuh des Ulster
a i! i st c I! - K o n z i ls zu seiner ersten Sitzung , seit Aus -

. ■ sirieie ?» - zusammen und scchtt - Entschließungen , die das

. neu - .. . nsons gegen - die Regierung und die - Stellungnahme .

-sii

iiu
- dcr - trr Da - gierten aus de ? Irischen Konvention einstimmig

' p n' t d c' i he n " und »achdriiNich gegen Homerule protestieren . In
Dublin fand am gleichen Tage eine Versammlung der Irischen

U n i o n i st e n - A l l i a n z statt , die den Bericht der Irischen
Konvention verurteilte und sich für die Union mit Großbritannien
und gegen Homerule aussprach .

Die englischen Unwnisten kommen zum Teil den Hilferufen
ihrer irischen Parteigenossen nach . Wie Reuter berichtet , beschloß
eine am 7. Mai im Unterhaus abgehaltene Versammlung von etwa
70 u n i o n i st i s ch e n Parlamentsmitgliedern , die gegen Homerule
sind , Bonar Law zu ersuchen , eine Versammlung der

unionistischen Partei einzuberufen , bevor die neue
irische Gesetzgebung eingeführt werde .

Unionistische englische Zeitungen vom 4. Mai veröffentlichen
eine , von neun angesehenen englischen U n i o n i st e n ,
darunter Beresford und B e d f o r d , unterzeichnete Zuschrift ,
die namens der 1914 gegründeten Britischen Liga zur
Unterstützung Ulsters und der Union die Gewährung von
Homerule an die rebellischen Nationalisten und Sinnfciner als
einen schweren politischen Fehler , die Zurücknahme der
Ulster gemachten Versprechungen für höchst verwerflich erklärt und
ankündigt , daß die Liga die Regierung nicht unterstützen werde ,
falls sie wirklich jetzt die Homerulebill für ganz Jrlaiud ein -
bringen sollte .

London , 7. Mai . Reuter meldet amtlich : Nach dem 21 . Mai
müssen Zivilpersonen , di' e nach Irland reisen wollen , vor -
her eine Erlaubnis dazu einholen .

Bern , 8. Mai . Die „ Daily Mail " meldet , daß der Sekretär der
Sinnfetucr , Austin Stac , verhaftet worden ist .

die französische pMieiieitung zum I . Mm .
Wie wir bereits mitteilten , haben der französische Gewerk -

schaftsbund und die französische Parteileitung auch in diesem Jahre
die Arbeiterschaft aufgefordert , den 1. Mai nicht durch Ar -
b e i t s r u h e zu begehen . Der Aufruf der Parteileitung , der in
der „ Humanste " vom 30. April veröffentlicht wird , hat folgenden
Wortlaut :

„ Der 1. Mai 1918 trifft Frankreich und die Welt noch im
Kriege an . Statt sich zu mildern , hat sich der blutige Konflikt
sogar noch verschärst . Wir stehen inmitten einer neuen und
fürchterlichen Offensive , mittels deren kpr deutsche Mili -
tarismus Und Imperialismus einen zerschmetternden Sieg an der -
Westfront zu erringen sucht , wie er ihn auf der Ostfront davon -

getragen hat .
Angesichts dieser Lage hat die C. G. T. ( der französische Gc -

werkschaftsbund ) als Vertreterin der gewerkschaftlich organisierten
Arbeiterschaft es für angezeigt gehalten und beschlossen , daß sie
auch dieses Jahr von Kundgebungen absieht , wie sie sie zu Frie -
denszeiten bei diesem Anlaß zu organisieren pflegte , und daß sie
die Arbeiterschaft nicht zur üblichen Arbeitseinstelluiig auffordern
wird .

Getreu ihrer stets in solchen Fällen eingenommenen Haltung
fordert die C. G. T die Parteimitglieder auf , sich dieser vom Gc -

iverkschaftsausschuß für das ganze Land vom SeineverbandSauS -

schuß für das Pariser Gebiet erteilten Weisung anzuschließen . .
Auch bittet sie dieselben Parteimitglieder , überall , wo es ihnen

möglich ist , an den von der C. G. T. einberufenen Versammlungen
teilzunehmen , bei denen die von der interalliierten sozialistischen
und Arbeiterkonferenz im Februar in London gefaßten Beschlüsse
bekanntgegeben und dargelegt werden .

Die ober st e, zur Stunde jedem Staatsbürger
obliegende Pflicht , des Landes Leben , Bestand
und Unabhängigkeit verteidigen zu helfen , ent -
hebt sie nicht d«e Erfüllung einer weiteren . Diese zweite Pflicht
ist um so gebieterischer, ' als sie mit der ersten im Zusammenhang
steht / ja sich sogar mit ihr deckt .

Dieser Pflicht nachzukommen , hat ihrerseits die sozialistische
Partei Frankreichs nicht ermangelt ; nicht nur durch ihre allgemeine
Haltung , » sondern auch - durch ihr Vorgehen bei den Regierungen , um

diese zu einer feierlichen Erklärung gegen jede offene oder ver -

steckte Annexionspolitik zu veranlassen und gegen geheime diplo -

matische Verhandlungen und Abmachungen , die geeignet sind , die

Hinauszögerung des Friedensschlusses zu - begünstigen .
Diese Pflicht besteht darin , in aller Klarheit auszusprechen ,

unter welchen Bedingungen der seit fast 4 Jahren wütende Kampf

auf den Schlachtfeldern beendet werden könne und damit zu helfen ,
den Frieden durch das Recht , einen gerechten und dauernden Frie -
den herbeizuführen , der nicht nur den gegenwärtigen Krieg beendet ,

sondern Europa und der . Welt eine A er a der Sicherheit und
dem internationalen Proletariat die Möglichkeit einer stetigen
Entivicklung sichert .

Kein Anlaß ist für diese Kundgebung internationalen Charak -
tcrs geeigneter als der 1. Mai .

Für den Parteivorstand : Der Sekretär : Louis Dubreuilh .

Die Verwäsierte Mablrefsrm in Ungarn .
Budapest , 8. Mai . Iii der gestrigen Konferenz der Regierungs -

Partei wies der Ministerpräsident Dr . Wekecle daraus hin , daß
er in der Wahlrechtsfrage gerade im Interesse der Wahlr - eform

für das Kompromiß eintrete . Es wurden große Interessen

aufs Spiel gesetzt werden , wenn die gegenwärtigen leidenschaftlichen ,
die ganze öffentliche Meinung beherrschenden Kämpfe um die Wähl -

reform nicht ein Ende nehmen und systematische Resormarbeit im

Parlament geleistet wurde .

Gras Andrassy erklärte , er bedauere , daß das Königliche

Handschreiben an den Ministerpräsidenten den König in den Vorder -

grund des Parteskampfes stelle ; es sei unzulässig , den Ntonarchen

für die seiner Ansicht nach verfehlte Kompromißpolitik der Lie -

gierung zn engagieren . Er sei aus diesem Grunde nicht in der

Lage , das Kabinett Wekerle zu unterstützen .
Dr . Wekerle erwiderte aus die Bemerkungen Andrasshs :

Unter normalen Verhältnissen gelangt das RegierungBprogramm in

einer Thronrede zum Ausdruck , unter den heutigen Verhältnissen
käust auf eine Thronrede nicht gezählt werden . Die Regierung
wünschte daher , in der Form einer Kundgebung an den Minister -
Präsidenten der Oefsentlichkcit zu zeigen , daß ihrem Programm die

Kraft innewohnt , die aus der Genehmigung des Souveräns erwächst .

Schließlich wurde eine die Kompromißpolitik Wekerles billi -

gende Entschließung mit ,40 gegen 43 Stimmen angenommen .

Slawifthe Oppssition in Gsfterreich .
Wien , 8. Mai . Der Polenklub hat einen Beschluß gefaßt , der

Widerspruch dagegen erhebt , daß Graf Czernin die Polen nicht
unter den Verteidigern der Iluversehriheit des Reiches angeführt
habe , über die Bestrebungen auf Teilung Galiziens weitere

Aufklärung verlangt .
Wie » , 8. Mai . Nach der Slawischen Korrespondenz haben der

Tschechische Verband und der S ii d s l a w e n k l u b gemein -

sam einen Aufruf au die Bevölkerung beschlossen , in

welchem unter anderem der Vertagung des Parlaments , der Au -
Wendung des „ Oktrois " , der Einrichtung von Kveisämteru . in Böh -
men und dem Standpunkt des Ministerpräsidenten in der Süd -

slawensrage widersprochen und schließlich die Einbcru -

sung des . R eichs ra tes vcrlanzt . wird ,
'

. . . . .

.

. . .

Ein U- Keeuzer versenkt SO 000 Tonnen
bei öen Azoren .

Amtlich . Berlin , 8. Mai . Ein aus dem Sperrgebiet
die Azoren zurückgekehrter U- Krcuzer , Kommandant Korvetten -
kavitän Eckel manu , hat dort 0 wertvolle Dampfer und 7 Scgl�
von 38 747 Br . - Reg . - To . sowie das italienische Hilss -
kricgsschiff Steropc von 9500 Br . - Reg . - To . , insgesamt Fraöch
räum von 48 247 Br . - Reg . - To . versenkt .

*
Berlin , 8. Mai . Die endgültige Feststellung der seekriegettsdst»

Erfolge der deutschen Finnlandunternchmung hat ergeben , daß
gesamt sieben englische Unterseeboote infolge des Eingreifens
deutschen Seestreitkräfte vernichtet worden sind .

JÜ
Berlin . 7. Mai . Eines unserer Unterseeboote unter der bc-

währten Führung des Kapitänleutnants Viebeg hat im Aermeltanal
fünf bewaffnete , tief be lad ene Dampfer mit
sammen 16 000 Br . - R. - T. versenkt .

Der Chef veS Admiralstabes der Marine .

Eln wiedererstandener Kreuzer . Aus Konstantinopel wird gemeldet
daß der kleine Kreuzer Medschidije , der am 3. April 1915 vor Odesta
durch Minensprengung gesunken , von den Russen g e h o b e n und un » *
dem Namen Pruth der russischen Flotie einverleibt worden was'
jetzt in die in Sebastvpol liegende türkische Flotte wieder cingcstcA
worden ist .

Frankreich vermehrt sein Papiergeld . Paris , 7. Mai . DuÄ
ein Dekret wird die Höchstsumme der Banknoten , die die Bank vcu
Frankreich ausgeben darf , auf 30 Milliarden Franken festgesetzt.
Die bisherige Grenze betrug 27 Milliarden Franken .

Tod durch Gasvergiftung . Der Afrikaforscher und Arzt D- .
Richard K a n d t ist vor einigen Tagen infolge oiner Gasvergistwll ! .
die er sich im Felde zugezogen hatte , gestorben . Dr . Kandt ersorsckstc
die Länder zwischen Viktoria - , Edward - , Kiru - und Tanganjikw
See und war vor dem Kriege deutscher Resident in Ruanda /

Neuer englischer Frachtschiffthp . L o n d o n , 6. Mai . (Reuter. )
In der nächsten Zeit wird ein britisches Schiff von 6400Tonne » ,
das elektrisch betrieben wird , in Fahrt gebracht werden -
Das Schiff wird acht bis zehn Prozent mehr laden können , als ein
gewohnlicher Dampfer von dieser Größe , und verbraucht weniger
Brennmaterial .

De ? öuKZesrat gegSK Preistreibereien .
Zchnpfcnnigstückc aus Zink .

In der gestrigen Sitzung des Bundesrats wurden u. a. am

genommen ein Entwurf einer Verordnung gegen Preis - "
t r e i b e r e i und der Entwurf einer Bekanntmachung , betrefscud
die Prägung von Z e h n p f e n n i g st ü ck e n aus Zink .

Preußische Aussichten — Mecklenburgische
Erfahrungen .

Zu der Frage , warum sich das Junkertum *fo wenig durch
Drohungen der Regierung imponieren lasse, , bringt die „ Atecklew
burgische Volkszeitung " eine zeitgemäße Erinnerung als Beitrag -
Sie erinnert daran , daß der Schweriner Großherzog Friedrich
Franz IV . am 17. November 1912 in feierlicher Sitzung des Sch » �
riner Staatsministcriums erklärte , - „ wenn der außerordentliche
Landtag - die neue Versassungsvyrlage - ablehnt , werde ich die (zeit -
gemäße ) Verfassung oktroyieren " . Trotzdem hat dann de -
mecklenburgische Landtag die Regierungsvorlage abgelehnt . Unb
der Schweriner Großherzog hat übrigens die neue - Verfassung bis
h e u t e n o ch n i ch t o k t r o y i e r t.

Offenbar trauen auch die preußischen Junker der Regierung
keine größere Festigkeit zu, als sie die mecklenburgische Regierung
gegenüber den mecklenburgischen Junkern bewiesen hat . Ä»

früheren Beispielen eines ähnlichen Verhaltens fehlt es ja keines - -
Wegs .

Letzte Nackrichten .
Schleifung drr Befestigungen . aus den Alandsinselu .
Stockholm , 7. Mai . ( Meldung des SvenSka Tele g ra in - ByMN - )

Die schwedische , die deutsche und die finnische Regierung sind über «

eingekommen , unmittelbar Verhandlungen zu beginnen über be »

Abschluß eines Vertrags ' über die Schleifung der aus den Alands -

inselu während des Krieges trotz der geltenden internativnalen Be -

stimmungen ausgeführten Befestigungen .

Strafvcrfahrcn gegen Brizon .
Bern , 8. Mai . Gegen den sozialdemokratischen Abgeordnete »

B r i zon wurde laut „ Progres de Lhou " S t r a f a n t r a g ge¬
steil t . Es handelt sich um eine Presseaffäre , worüber Einzel -
hciten noch nicht bekannt sind .

Amerrkanlsch - norwegisches Handelsabkommen .
Washington , 8. Mai . ( Reuter . ) Das allgemeine Handels -

abkommen zwischen den Vereinigten Staaten -und Storwcgen ist von
den Vorsitzenden des Kriegshandelsamts Dance Die Cornice und
Dr . Frithjof Hansen u - n t e r - z e i ch n e t worden . Das Abkomme »
sichert Norwegen die Deckung seiner abgeschätzten Bedürfnisse soweit
sie ohne Schaden für die Kriegsbedürfnisse der Vereinigten Staate »

geliefert werden . können . Norwegen , seinerseits sagt zu- , alle Gr «
wegischen Erzeugisse , die nicht im Jnlande gebraucht werden , na «

mentlich Erze und Mineralien , chemische und metallurgische Produkte ,
Holz und Waldprodukte , Fische und Fischprodukte ungehindert
nach den Vereinigten Staaten und an d- e r e »

Kriegsgen o . ssen ausführen zu lassen . Da Amerikas

eigene Einfuhrbedürsniffe aus - Norwegen verhältnismäßig gering
sind , wird bestimmt , daß keines der Ausfuhrgüter ans
Amerika oder den Ländern feiner Kriegsgenossen , die mit Hilfe
von amerikanischer Bunkerkohle geliefert werden , direkt oder in «
direkt an eine der Mittelmächte gehen , oder zum Ersatz vo »
Gütern benutzt werden , die dorthin ausgeführt werden .

Massenprozest gegen Elsenbahndlebc .
Hannover , 8. Akai . In dem großen Prozeß gegen eine . Reihe

von im Eisenbahndienst beschäftigten Personen , die auf dem hie «
sigen Bahnhofe umfangreiche Gütorberaubungen imd
Diebstähle verübt hatten , wurde heute nach siebentägiger VerHand -
lung das Urteil gesprochen . Im ganzen waren fünfundsechzig Per -
sonen angeklagt . Von den Hauptbeteiligten wurde der Angeklagte
Loß zu vier Jahren , LederS zu zwei Jahren sechs Monaten uno
die Ehefrau Kaden zu einem Jahr neun Monaten Zuchthaus sowie
je . fünf Jahren Ehrverlust , der Angeklagte -Dreher zu drei Jahren
Gefängnis , und fünf Jahren Ehrverlust verurteilt . Die übrige »
Angeklagten kamen mit Gefängnisstrafen von einer Woche , bis zu
zwei Jahren davon . Neun wurden freigesprochen . Einer der Haupt -
attentäter . hatte , sich inzwijckM im Gefängnis errängst



Der tzauptausfthuß gegen öie Ostpolitik .
Bcratunflcn wurden am Mittwoch fortgesetzt .

s?i » v. Wrisbcrg teilt mit , datz bei dem Vormarsch der

y- , ncn , auf Petersburg deutsche Truppen nicht beteiligt sind und

vr beteiligen werden .

tinit
�o- Zre ( S03 . ) : Herr ll . Paper glaubte eine völlige Uebcr -

MNmung zwischen Regierung und Heeresleitung feststellen zu

rs m" ' Trifft das auch zu aus die Ostpolitik ? In der Regel ist

Hut anders gegangen , als wie die Reichsleitmtg es versichert
x. . Tie Reichsleitung wollte eine Deputation aus Litauen

I�D�Ncn, die Heeresleitung hat es nicht zugelassen . Die

R Zustimmung war offenbar nur dann zn erzielen , wenn d i c

Äe
'

�? �dgierung sich gefügt hat . Es war unsere Pflicht ,
ReirLi. Vorgänge in Kiew Aufklärung zu fordern , denn der

Verh rff! bat den Frieden mit der Ukraine gutgeheißen . In dem
, galten der Regierung kann man fast eine Probe darauf er -

ctl ' welches Matz von Belastung
die Geduld unseres Volkes

uushält . Da ? gilt sowohl von der inneren , wie auch von der
Politik . Man konnte in der letzten Zeit sich des Ein -

t � Itfrfkf (»vhi£*fivf»v» Sevf» s-nr»* f*Tite*t-r SlJitrf&rt ' TT ti-» H «» v q s
ck-

lof V r. ■1 lchUMmsten Angedenkens verbunden . Wer Vizekanzler
tri», , bauptet , das „ Hamburger Echo " habe die Expedition nach

vi � � llutgeheitzen . Ich stelle fest , batz dies durchaus

B- i v Fall ist . Eine Frage zu dem Zuge nach Finnland :

dm, Ä�u etwa amtliche Stellen eine Thronkandidatur des Herzogs
, - wfflrtttmrg ? Würden deutsche Truppen die Grenzen Ruß -

New überschreiten , so wäre das ein neuer Krieg mit Rußland . Die

ein hat leider keine Antwort auf die Frage gegeben , ob

Tn . Rußlands vorliegt gegen den Einmarsch deutscher
K �bpen in Taurien . Wir sind allerdings der Meinung , daß die

- �llänge im Osten einen Frieden im Westen erheblich er -

�lweren . Was in den letzten Wochen geschah , muß in der Welt
! >T. . �tzten Reste von Zutrauen zu Treu und Glauben der deutschenPol ' W vernichten . Offenbar ist der � H a n d e l

" Hern , Sachsen und Preußen über

die Verteilung der Herzogshüte

zwischen

läa uicht fertig . Wir forderten vom Kanzler , daß er daran fest -
' daß wir in die Behältnisse in. Estland und Livland nicht hinein -

sweden haben . Statt dessen ist man dabei , eine regelrechte Ber -

jj . �altigitng dieser Gebiete vorzunehmen . Die Handvoll Besitzer ,
man dem Kaiser vorgeführt hat , sind nicht die Vertreter des

oikxz gewesen . Die Zensur unterdrückt auch hier die Wahrheit .
jsm der Ukraine ha ? jetzt General v. Eichhorn die Herrschaft
?! sich gerissen . Es hat keinen Zweck , zu bestreiten , daß in der
■�ICQljXp ■« t*. * r /•&* «-. <Tv « a . . . . k a-n ta a « � : je,
' Visse 11
Minist
. vstnen . Es hatte nicht nötig , als eine

raine z wischen Deutschen und ' Oe st erreichern ge
stimmigkeiten bestehen . Der Entwicklung der inneren Ber »

niste gegenüber hätte Deutschland ruhig den Zuschauer spielen

s T IRp ' es yarre inetjt nong , ms eine Art Kommune -
' Wl achter in der Geschichte zu erscheinen . In Kiew ist unter

' sterer Mitwirkung der Traum aller Reaktionäre verwirklicht
orden : Der Sieg des Leutnants mit seinen zehn Mann , der die

deuksvertretung auseinandertrieb . Gegen diese Politik erheben wir
etl entschiedensten Protest .

. Unterstaatssekretär v. Braun verwahrt sich dagegen , daß er
oen Versuch gemacht habe , sich in die inneren Verhältnisse der
L�raine einzumischen . Er habe nur einen ganz unverbindlichen
Mtschlag über die Landfrage gegeben , als man ihn darum befragt
habe . Wenn der neue Hetmann diesen Rat befolgt habe , so sei dies
M Sieg der Vernmfst über weltfremde Reformpläne gewesen .
Lvoenfalls gehe daraus nicht hervor , daß dir neue Regierung eine
Schöpfung Deutschlairds sei .

� Mg . Frhr . v. Rechenberg sZ. ) ist in der Hauptsache mit den

Darlegungen des Vizekanzlers einverstanden , wenn auch nicht zu
srstehvn ist , weshalb das Gettreideabkommen mit der Ukraine
"cht veröffentlicht worden ist . Stets wird berichtet , daß

Unsere Truppen jubelnd als Befreier begrüßt
" ueden , nach einiger Zeit aber kommt es meistens

� " d e r s. Wie weit sollen denn unsere Truppen im Osten noch
vordringen ? ( Abg . David : Bis Wladiwostok ! ) Deshalb müsse
« an die Absichten der deutschen Regierung kennen lernen . Es ist

stoch immer nicht festgestellt , ob General v. Eichhorn nach seinen
Instruktionen berechtigt war , den Feldbestellungsbefehl zu erlassen .
Urldmar schall v. Eichhorn kann der Verfasser des Er -
Enstes nicht sein , denn das Schriftstück ist so, daß man fast an dem
Pfunden Menschenverstand des Verfassers zweifeln könne . Gerade -

jj'n verwunderlich aber ist es , baß das Auswärtige Amt keine
slhnung von der Parteistellung der neuen Minister hat , daß man
Insbesondere nicht weiß , daß man es mit Leuten zrt tun hat , die
' ni absoluten Gegensatz zum Volke stehen . Die Annahme ist nicht
don der Hand zu weisen" daß

�
der Hetmann des Zarat anstrebt .

T: e Erklärung , daß wir die finnisch - russische Grenze nicht über -
ichreiten werden , ist erfreulich , man mutz aber auch auf die Finnen
fsnimrken, das ihrerseits auch nicht zu tun , weil das eine Ver -

schüng des Friedens von Brcst - Litotosk ivare . Zu bedauern ist ,
M man den Finnen einen deutschen Fürsten aufdrängen wolle .
Tie Finnen sind republikanisch und deutsche Fürsten sind doch
' chl' .ctzlich keine Exportmittel . Die ganze Militärherrschaft dort

snd in Polen hat keine Berechtigung mehr ! Redner beantragt ,
oen Kanzler zu ersuchen , dem Haushaltsausschuß die Instruktionen
Mitzuteilen , die vor dem Einrücken in die Ukraine erteilt worden
lind . Heute weiß kein Mensch , wohin die Reise geht .

Abg . Dr . Südeknnr sSoz . ) schließt sich diesem A' ntvaig am. Wir

Erfahren das , was vorgeht , immer nur durch die Verbote der Jen «
mr , darüber zu berichten . An oiinflußreicher Stelle stehen Leute ,
m- s bestrebt sind , jedes Zuisammonarbeiten zwischen Regierung und
- reichstag zu hintertreiben . In der Verwaltung in den östlichen
Gebieten sitzen nur Leute einer bestimmten Partei , und
einer , bestimmten Richtung . Das Vorgehen in der Ukraine ist ge -
vgdezu abschreckend , die BergiÄvaltigung der Renda vergißt das Volk
nie . Am 27. März bot Hol lubo witsch e in Kompromiß
«n. d. h. « ine Umwandlung der Regierung . Weshalb ist die deutsche
Regierung nicht darauf eingegangen ? ,

Wg . Erzbcrger ( Z. ) : Die Praxis gegenüber den Randländern
muft auf eine Vergewaltigung hinaus . Der Reichstag hat dte
Pflicht , seine Schuidiigkeit zu tun , damit Deutschland vor unabseh -
barem Unglück bewahrt bleibt . Redner rekapituliert noch ainmal

�le Enttvicklung der Vorgänge in der Ukraine und bestätigt die
Ungaben Südekums über das Kompromitzangebot an die deutsche
Regierung . Eine Antwort erfolgte nicht . Wenn Oesterreich nicht
protestiert hätte , dann hätte man damals sofort die deutsche Militär -
Diktatur eingeführt . Der Feldbestellungserlatz hat geschadet , aber
Lichts genützt . Die Geschichte mit der siM »amslheu Vesper ist «in
Hirngespinst . Es handelit sich um weiter nichts als um einen
Militärischen Staatsstreich . Ein deutscher Offizier erschie - n in der
Rada , rief in rufsischcr Sprache :

Im Namen der deutschen Regierung : Hände hoch !
Dann schritt man zur Verhaftung der Minister . Daran schloß sich
der von 218 Pevsonen besuchte Bauernkongreß an , der mit dem
Ruf geschlossen wurde : „ Auf Rußlands Wohl und der Ukraine ! "
Deutsches Militär trat dann zum Schutze des Hetmans Skoro - >

VadSky an und verhinderte das Eingreifen des ukrainischen Mili -
türs zum Schutze seiner Regierung . Trotz aller Mühe vermag der �
Hetmau keine Minister zu bekommen , die einen Rückhalt im Volte 1
baben . Deshalb die Unterredung des Generals Grikner mit den �

Sozialisten , von deren Antwort man nichts weiß . Wir habe » heute
in der Ukraine eine deutsche Militärdiktatur mit dem Aushänge -
schild eines Hetmans . Eine Politik wie die bisherige
könne das Zentrum nicht mehr v e r a u t w 0 r t e n. Die

EntscheÄvng mutz bot der RcichSiregierung liegen , die allety die

Verantwortung zu tragen hat . Die Taten müssen endlich den

Worten entsprechen . Das Zentrum fordert : Anordnungen nur mit

Zustimmung des Kanzlers ; Veröffentlichung des gesamten Frie -

densvertrages von Brest - LitwoSk ; Lieferung der zugesagten Aus -

tauschartikel an die Ukraine ; Erklärung der Regierung , ob sie ge -
Willi ist , eine klare Nationalitätenpolitik zu treiben .

Abg . v. Gräfe ( f . ) : Man muß es der Regierung überlassen ,
inwieweit sie die Wünsche dcS Zentrums berücksichtigen will . An

der Entwicklung der Dinge in den besetzten Gebieten ist die Mehr -

hoit des Reichstags mit schuld , weil sie Theorien aufgestellt hat ,
die praktisch nicht durchführbar waren . Die M a ß n a h m e n i n

der Ukraine sind kein militärischer Staatsstreich ,
denn der deutsche Gesandte war ausdrücklich da -

m i t e i n v e r st a n d e n.
Abg . v. Trampcinski ( Pole ) findet e-? für unbegreiflich , daß

man immer Angst vor den Polen habe . Die Polen in der Ukraine

wollen weiter nichts als eine gesicherte Existenz . Die deutsche MM -

tärverwaltung hätte sich passiv verhalten müssen . Auf ein un -

wissendes Volk müssen sozialistische Ideen d r -

rekt als Gift wirken . Erst wenn diese Ideen unter -
drückt und der Besitz wieder hergestellt ist , kann in der Ukraine

Ordnung einkehren .
Abg . Dr . Stresematm ( natl . ) warnt vor «iirer Dis >krsditi «zumg

der Regierung , wie sie in den Forderungen des Zentrums liegen ,
und die fetzteai Endes krtegsberlängerud wirken müsse . Die ganze
Natur der Ostfragen führt dazu , daß alles nur im Einvernehmen

zwischen Reichsileitung und Heeresleitung veranlaßt werden kann

und deshalb sei es höchst bedenklich , immer wieder einen Gegensatz

zu behaupten, . Gerade in der Joit des Wahlrechtskampfes in Prcu -

hen bedürfe die Regierung der größten Autorität , die in Frage
gestellt sei , wenn die Fordeungsn des Zentrums Annahme finden
sollten .

Abg . Haase ( U. Soz . ) : Wir müssen der Ukraine gegenüber die

Verträge erfüllen und insbesondere unsere Truppen sofort zurück -
ziehen . Es bedeutet «ine Verletzung des Friedens mit Rußland ,
daß unsere Truppen in die Krim eingerückt sind . Jst . es wahr , daß
wir aus der Ukraine M u n i t i 0 n herausgeholt haben ? Wes¬
halb wird der Postverkehr mit Rußland nicht wieder hergestellt ?
Wie kommt es , daß die Russen noch immer in Teutschland als seind -
liche ZluÄänder behandelt werden ? Wie . kommt es ferner , daß
der Belagerungszustand über Königsberg , das jetzt nicht mehr be -

droht ist , nicht ausgehoben wird ?
Eine Antwort erfolgte nicht . Damit war die

Aussprache g e fch l 0 s s e n.
Am Freitag wird die Berptung der . Steucvvorlagsn fortgesetzt .

Zem Ertlährungsausschuß .
Deutsche Zufuhren nach Deutschböhmen .

Vor Gintritt in die Tagesordnung fragte Stubbe ( Soz . ) , ob

D e u t f ch - B ö h m e n von Deutschland mit Lebens -
mittel u n t e r st ü tz t würde . Nach einer Zeitungsnotiz hätte
der Generalkonsnl Baron Gelbsattel in Prag �auf eine Anfrage
erklärt , daß bereits in Berlin Verhandlungen eingeleitet seien und

er hoffe , daß in kürzester Zeit größere Kartoff eisen -
düngen aus Deutschland eintreffe n werden . E § sei
ihm unerklärlich , daß , wo wir selbst unter der Not der Lebensmittel

zu leiden hätten , noch Lebensmittel nach Böhmen abgegeben werden
könnten .

Nach wiöitemt Reden führte Uhlig ( Soz . ) aus : Die Kartoffel -

kiesevung nach Oesterreich sei bereits im Werke . Tausend « Zentner

Kartoffel seien im Schleichhandel zu Wucherpreisen vertrieben .

Auch W« ' Heeresverwaltung solle die Höchstpreise überschritten haben .
Staatssekretär v. Waldow erklärte : Infolge einer Mißernte

sowie der UP sperr nng der tschechischen Bezirke sei in

Deutsch - Wöhmen « n schwerer Notstarrd eingetreten . Es handelt sich
um die an Sachsen grenzenden Bezirke , die 4008 Zentner
Kartoffel geliefert erhalten hätten . Außerdem sei einigen
Nachbarorten mit Keinen Mengen Karwsfeln ansgeholfen worden .

Unsere eigene Versorgung sei dadurch nicht gefährdet .
Am Mittwoch beriet man über die Preisregelung für land -

wirtschaftliche Erzeugnisse . Von den Vertretern der Landwirtschaft
wurden die hohen Preise für Milch und Gemüse mit den hohen
Produktionskosten begründet . Diesem wurde entschieden von
Stubbe ( Soz . ) entgegengetreton . Die Preise für Samen und

Pflanzen seien ' vielfach höher als in Friedenszeiten die der
Produkte . Die Preise für Kartoffeln seien nun dreimal so
hoch als in Friedenszeiten . Auch die bereits festgesetzten Richt -
preise für Obst wären vial zu hoch . Es sei überhaupt verfehlt ,
die Preise jetzt schon festzusetzen , wo man die Ernte noch gar nicht

übersehen könne . — Wels ( Soz . ) schließt sich dem an itnd sagt , die

Löhne stehen in keinem Verhältnis zu den hohen Lebensmittel -

preisen . In Görlitz sei der Produktionsprois für Kartoffeln auf
ö M. festgesetzt , der sich durch den Transport und Zwischenhandel
auf 9,90 Mark für den Konsumenten erhöhe . Im Schleichhandel
würden Kartoffeln nrit 80 M. pro Isntner bezahlt .

Unterstaatssekretär Dr . Müller erklärt , das Strafverfahren
gegen den Magistrat Neukölln sei nicht vom Kriegsernährungsamt
eingeleitet . Zu den Frühdrirschprämien habe im vorigen Fahre die
Not gezwungen ; auch in diesem Jahre werde man nicht darum

herumkommen . ES sei dadurch erreicht , daß wir im Oktober einen

guten Vorrat an Getreide in die Hand erhielten und die Eisen¬
bahnen für die Zeit entlasteten , wo der Transport der Kartoffeln
und Rüben erfolgen msttzte . Die hohen Preise für Gemüsepflanzen
waren bedingt durch die hohen Arbeitslohne . Der Samen mußte
zum großen Teil aus dem Ausbande bezogen werden , dadurch die

Tsuernng . Bei Festsetzung der Preise müsse man oft den goldenen
Mittelweg wählen . Es wird schwer halten , nach Beendigung des

KvtegeS die Preise mit dem Einkommen in Einklang zu bringen .

De ? Reichspxopsxz im verfajsungs -
ausfchuß .

Der Verfassungsausschutz trat am Mittwoch in die
Beratung der Vorlage über die N e uei . n teiln n g d er
Wahlkreise und die Einführung der Verhältnis -
Wahl ein . Tie sozialdemokratischen Vertreter stellten

an die Spitze ihrer AbändernngSanträge die Forderung der all -
gemeinen Einführung der Verhältniswahl , die , von Dr . Grad -
nauer begründet , nur von unseren Abgeordneten und den beiden
Vertretern der Unabhängigen unterstützt wurde . Zugleich begrün -
dete der Redner die von den sozialdemokratischen Vertretern ge -
stellten Eventualanträge , deren Zweck eine Verbesserung
der Regierungsvorlage ist und wodurch namentlich die zweimännigen
Verhältniswahlkreise zugunsten einer Teilung jener großen Kreise
beseitigt werden sollen . _ Jeder Wahlkiteis von über 200 000 Ein -
wohnern soll . einen zweiten Abgeordneten erhalten . — Müller -
Meiningen ( Vp. ) , für seine Person Anhänger des allgemeinen
ProporzK , sprach für seine Partei dagegen . — Herold ( Ztr . )
sprach für die Regierungsvorlage , Graf Westarp ( kons . ) gegen
den Proporz überhaupt . �

Der sozialdemokratische Eventualantrag wird " gegen 8 Stimmen
abgelehnt , dagegen Z 1 der Regierungsvorlage ( Erhöhung der Man -
bat « auf Hl ) a n g e n 0 m m e ». Angenommen werden auch die

2 —5 . Ein fortschrittlicher Antrag will dem § 5 einen neuen
Absatz hinzufügen , wonach , wenn ein Wahlkreis mehr als 800 900

Einwohner erreicht , für jede wetteren angefangenen 200 000 je ein
neuer Abgeordneter hinzutritt , und zwar nach den Grundsätzen der
Verhältniswahl . Der Antrag wird vom Regierun gsvcr -
t r e t e r bekämpft , auch Gröber ( Ztr . ) wendet sich dagegen , ! vo-
gegen G radn a u e r uM L Und sbe r g ( Soz . ) darauf hinweisen ,

daß der Antrag durchaus in der Richtung der Regierungsvorlage
liege . Der Antrag wird mit 13 gegen 12 Stimmen angenom -
m en . Von den Nationalliberalen stimmen zivei dafür und einer
dagegen .

Anträge der Sozialdemokraten und der Fortschrittler verlangen ,
daß die Zahl der für einen Wahlvorschlag zu fordernden Unter -
schriften von 25 auf 50 erhöht werden solle . Ter Antrag wird an -
genommen , darauf auch der § 8 der Vorlage . Unverändert ange -
nommen werden auch die KP 7 und 8. Bei K 9 wollen fortschritt -
liche und sozialdemokratische Anträge die freien Listen b e -
s e i t i g e n und durch die gebundenen ersetzen . Der von
Müller - Meiningen und Dr . G r a d n a u e r begründete Vor -
schlag wird auch vom Zentrum unterstützt , auch die Nationcrllibe -
raten find unter Vorbehalt endgültiger Stellungnahme dafür . Räch
langer Debatte wird er im Grundsatz unt großer Mehrheit an -
genommen . Unverändert angenommen Nmrdeu die KK 11, 13 und
14. Bei K 15 wird ein fortschrittlich - sozialdemokratischer Antrag
angenommen , wonach die Wahlordnung durch den Reichstag geneh -
migt werden muß . >

Damit ist die erste Lesung erledigt .

die Mbeitskammervorlage
wurde im Ausschuß am Mittwoch zum ersten Male beraten . Der
von allen Gcwerkschaftszentralen erngereichte Entwurf liegt als
Antrag 1 vor , der von den Abgeordneten aus idiesen Kreisen ge -
meinsam eingebracht ist . Die Beratung dreht sich zunächst darum ,
ob Fachkammern gemäß K l der Regierungsvorlage oder terri -
toriale Arbeitskammern im Sinne der Gewcrkschaftscingabc ge -
schaffen werden sollen .

Giebel ( Soz . ) stellt die gemeinsamen Interessen der Arbeft -
nehmer in den Vordergrund und begründet damit ciirgehend den
territorialen Aufbau . Behrens ( Dt . Fr . ) unterstützt
diesen Standpunkt mit organisatorischen und vcrwaltungstechnischeu
Gründen , Wisse ll ( Soz . ) tut desgleichen ; sowohl die Arbeits - �
nachweise wie auch das Einigungswesen und die Fürsorge für die
jugendlichen Arbeiter würden durch ein Zusammenwirken aller
Arbeitnehmer am besten gefordert .

Die Rcgierungs Vertreter erklären es als wichtig ,
daß im Einigungswesen der VorPtzende Fachverständiger sei ; das
nur sachlich gegliederte Tarifwesen würde durch Fachkammern besser
gefördert , und vor allem schaffe eine territoriale Arbeitsksmmer
trotz Verhältniswahl keine ausreichende Vertretung der einzelnen
Gewerbegruppen , daher seien die Fachkammern unvermeidbar .
Dr . Hitze ( Z. ) läßt diese Einwände nur zum Teil gelten , ihnen
könne Rechnung getragen werden . Die Verhältnisse und Bedürft
nisse der Arbeiter sprächen für territoriale Arbeitskammern . Dr .
Wildgrube (k. ) billigt die Gründe der Regierung . .— Ein
Antrag der Unabhängigen Sozialdemokraten verllangt Reichs -

arbeitsamt , bczirkliche Arbeitsämter und in denselben eine Ar -
beiterkammer .

Mbgesrönetenhaus .
Kriegswohlfahrtsausgabe « der Gemeinden .

Kaum sind die Wahlrechtsdebatten beendet , da hat die
große Mehrzahl der „ Vertreter " des preußischen Volkes auch
bereits ihre heimatlichen Gefilde aufgesucht , und der geräumige
Sitzungssaal des Abgeordnetenhauses gähnt vor Leere . Es

sind noch nicht einmal soviel Abgeordnete anwesend , wie die

Tagesordnung Punkte aufweist . Von diesen Punkten —
37 an der Zahl — interessiert allerdings die breite Oeffent -
lichkeit nur der Gesetzentwurf über weitere Beihilfen
zu Kriegs wohlfahrtsausgaben der Ge -
mein den und G e m e i n d e V e r b ä n d e. In selten er

Einmütigkeit beschloß das Haus die Erhöhung des Fonds
von 200 auf 300 Millionen und richtete an die Regierung
das Ersuchen , aus den bereitgestellten Mitteln�denjenigen
leistungsschwächeren Gemeinden und Gemeindeverbändcn be -

sonders hohe Beihilfen zu geivähren , die ihren Beamten , An -

gestellten und Arbeitern sowie ihren Ruhegehaltsempfängern
auskömmliche Kriegsbeihilfen und Kriegsteurungszulagcn in
Anpassung an die Grundsätze des Staates gewähren . Ebenso
einstimmig fand ein fortschrittlicher Antrag Annahme , der die

Regierung auffordert , dahin zu wirken , daß den Kommunal -
beamten Kriegsbcihilfen und Teuerungszulagen in An -

lehnung an die Grundsätze des Staates ge -
währt werden .

Vorher war im Anschluß an die Beratung des Forstetats
ein Antrag betr . Holzlieferung an die Gemeinden zur Besei -
tignng der Wohnungs - und Möbelnot angenommen .

Am Freitag wird sich das Haus wiederum nur mit
kleineren Vorlagen und nebensächlichen Etats beschäftigen .

Geschmack am pariamentarismus .
Alldentsches Lob für Payer .

Zur letzten Rede des Herrn v. Payer im Hauptausschuß
schreibt der annexronistisch - schwerinöustrielle „ Berl . Lokalan -

seiger " :
Allmählich kann mau anfangen , sich mit der Parlamentär : -

sierung tlnsierer Rsichsregicrung , wie sie die Novemberersignisse
u>cS vorigen Jahres dem deutschen Volke gebracht haben , viel -

leicht doch etwas zu befreunden . Die Rede , die der

ehemalige Führer der Fortschrittlichen Bolkspartei und jetzige
Vizekanzler Dr . von Payer gestern im Hauptausschuß des

Reichstages über die Ostfragen gehalten hat , kennte «ibettso gut
von jedem Berufsdiplomaten gehalten werden , und
wenn es nun einmal für die Mehrheitsparteien eilten Unterschied
macht , ob sie es in der Regierung mit Bertrauensmännern der
Krone oder mit solchen der V 0 1 k s V e r t ve t u -n g zu tun haben ,
so werden sie sich naturgemäß . der Autorität dieses aus dein Par¬
lament hervorgegangenen Ministers nicht in der gleichen Weise
entgegen stemmen können , w ie si e es den Mvistevn der alten

Schule gegenüber gewohnheitsmäßig zu tun pflegen .

Für Herrn v. Payer enthalten diese Feststellungen die

sehr ernste Frage , ob sein Verbleiben im Amte nicht am Ende

doch mehr schadet als nutzt .

Die Errichtung eines Deutschen KriegswirtschgftSmufcnmS in
Leipzig ist vom Deutschen Handelstage , dem Deutschen Landwirt -
schaftstage und dem Deutschen Handwerker - und Gewerbekammer -
tage beschlossen worden . Das Museum will in systematischer Gliede¬
rung und in anschaulicher Form die gesamte Entwicklung der
Kriegswirtschaft zur Darstellung bringen .

Graf Luxburg auf der Heimreise . Bern , 7. Mai . „ Temps "
meldet aus Buenos Aires : Graf Luxburg reiste am Sonntag mit
dem schlvedischen Dampfer Suedia ab .

Das E. K. l . für Hertling . Der Kaiser hat gestern den Reichs¬
kanzler besucht und ihm aus Anlaß des Bukarester Friedens das
Eiserne Kreuz l . Kl . überreicht .

Ueber die Entschädigung für Kriegsschädcn in Rumänien und
den rumänischen Ststatsschuldendienst veröffentlicht der NeichKg
kanzler Bekanntmachungen , die im Anzeigenteil unsere ?
heutigen Ausgabe wiedergegeben sind. L. '



GewerffchofisbeoMM
Eisenbahner und Arbeitskammergeseh .

In einer voni Deutschen Eisenbahnervcrband cinberusencn
überfüllten Versammlung , die am Dien - Stog im großen
Saale des Lebrervereinshauseö tagte , sprach ReichZtagZabgeotdiieter
Legion über „die Eisenbahner unter dem Arbeitslammergesetz *.
Nach einem Rückblick auf die Entwicklung de » Gedankens der Ar -
beitskainmern kritisierte der Redner die Bestimmungen de ? Re -

gierungSentwurfZ . die den Eisenbahnern eine ihnen nngüiisiige
Sonderstellung anweisen und die darauf hinauslaufen , den Eisen -
bahnern daZ Streüen ? u verbicien , wo�u die Gesetzgebung sonst
keine Handhabe bietet . Derartige Bestimmungen dürften im Arbeils -

kammergesetz unier keinen Umständen ausgenommen werden . Weiter
bemerkte der Redner , für die Kommissionsbewegung des Gesetzes
würde von einigen , den Gewerkschaften nahestehenden Abgeordnelen
verschiedener Fvallionen beantragt werden , den von den Gewcrk -
sckaiten im Dezember eingereichten , von der Regierung aber '

nicht
berücksichtigten Entwurf eines tzlrbeitökammcrgesetzeZ zur Grundlage
der Beratung zu machen . Zum Schlutz betonte der Redner : Wenn

eS nicht gelingen sollte , ein den Wünschen der Geiverkschasten ent -

sprechendes Gesetz zustande zu bringen , dann würden die Gcwerk -

schaftsvertreter auf das Arbeitskammergesetz verzichten .
Die Ausführungen des Referenten fanden lebhaften Beifall

und allgemeine Zustimmung in der Diskussion . Nach einer

Schlustbemerknng des Versammlungsleiters Kaulfust wurde ein -

stimmig beschlossen , die nachstehende Resolution dem Reichstage tele -

graphisch zu übermitteln :

„ Die am 7. Mai 1818 im Lehrerdereinshaus in Berlin tagende

öffentliche Eiseubahncrversrnnmlung bedauert , daß die Regierung
bei der Ausarbeitung des Gesetzentwurfs betreffend Arbeitskammern

auf die von den deutschen Arbeiter - und Angestelltenorganisationen
unterbreiteten Vorschläge keine Rücksicht genommen hat . Wenn daS

Arbeitskammergesetz seinen Zweck , daö deutsche Wirtschaftsleben nach
dem Kriege vor Störungen zu bewahren , erfüllen soll , dann muh
es sich auf das Vertrauen der Arbeiter und Angestellten sowohl in

der Privatindustrie , als auch in den Reichs - , Staats - uud Gemeinde -

betrieben stützen können . Dazu �st die Berücksichtigung der aus

Arbeiter - und Angestelltenlreisen gemachten Vorschläge unbedingt

erforderlich . Den Erienbahiiern ist bei der Errichtung der Arbeits -

kammsrn das gleiche Recht wie den Arbeitern und Angestellten der

Privatindustrie einzuräumen .
Die Bersammtung protestiert mit allem Nachdruck gegen den

von der Regierung dem Reichstag unterbreiteten Entwurf , der den

Eisenbahnern eine Ausnahmestellung zuweist . Durch die Ausuahine -

bestimmungen . Umwandlung der Arbeiterausschüffe in Arbeits -

lammern , Bestellung von Verwaltungsbeamten des Eisenbahn -
betrieües als Vorsitzenden , Ausschaltung der Sekretäre der Berufs -
verbände der Eisenbahner , ivird da » Gesetz für die Eisenbahner

nahezu wertlos .
Die BersammluHH erwartet , daß es bei der Beratung im

ReiÄStage gelingt , den Entwurf so umzugestalten , daß er den be -

rechtigten Wünschen der Arberier und Angestellten , so wie sie der

Regierung seit langen Jahren , zuletzt im Dezember 1917 . unter¬

breitet worden sind , entspricht . Vor allem aber erwartet die Ver -

sammlung , daß die Ausnahmestellung der Eisenbahner in dem Ent -

wurf beseitigt wird . "
_

Urlaubsvcrwcigerung bei Sätbluiß Loetvc u . Co .

Um dem Druck entgegenzuwirken , den die Betriebsleitung der

Firma Ludwig Loews ü. Co. auf die Acheiter ausübte , um sie zu
Milgiieden , des gelben Werkvereins zu machen , kam es im Jahre
1912 zu einem Streik . Während desselben wurde ein aus Gelben

bestehender Arbeiteraussckus ; gebildet . Dieser vereinbarte mit der

Firma , dag » den Arbeitern nach einer gewissen Dauer der Be -

schaftigung im Betriebe ein Erholungsurlaub bewilligt wird .
Die nicht auf dem Standpunkt der Gelben stehenden
Arbeiter waren von Anfang au der Meinung , daß
kne Urlaubsgewährung für die Firma nichts anderes sei .
als ein Mittel , um fügsame Arbeiter an den Betrieb zu fesseln .
Enthält doch das Urlauböreglement die Bestimmung , daß jede eigen -
mächtige Unterbrechung der Arbeit , also die Teilnahme an einem
Streik , den Verlust des Urlaubs zur Folge hat . Diese Bestimmung
ist aber bis vor kurzem nicht streng gehandhabt worden . Dann
kam der Streik wegen Herabsetzung der Brotration im April

vorigeil Jahres . Damals erklärte die Firma , wenn so etwas

noch einmal vorkäme , gebe es keinen Urlaub mehr . �
Diese

Drohung hat die Firma nun nach dem Streik Ende Januar
diese - JabreS wahr gemacht , indem sie den Teilnehmern
am Streik den Urlaub verweigerte . Diese Maßregel wird von den
Arbeitern als eine ungerechtfertigte Härte empfunden . Der

Arbeiierausschuß richtete deshalb ein Schreiben an bis Firma mit
der Bitte , sie möge die Urlaubsverweigerung rückgängig machen ,
da durch die gegenwärtigen Ernährungöverhältniffe der Gesundheits -
zustand der Arbeiter sehr geschwächt , die Zahl der Erkrankungen
gestiegen und ein Erholungsurlaub daher notwendiger sei denn je
zuvor . In ihrem Ailtwnrtschreiben verwies die Firma darauf , daß
sie schon früher vor der Wiederholung von Arbeitseinstellungen
gewarnt habe und den , iWunsch des ArbeiiecausschusseS nicht
entsprechen könne . Darauf rief der Arbeiterausschuß deu
KriegSansschuß an . Dieter erklärte , daß die Firma
zur Entziehung des Urlaubs berechtigt fei , empfahl
aber deu Arbeitern , eine Berständigung mit der Firma zu ver -
suchen . Der Arbeiterausschuß tat daS . indem er der Firma schrieb ,
er bitte , die Urlaiibsaugelegenheit nicht vom rechtlichen , sondern
vom menschlichen Standpunkt zu beurteilen . Die Firma aiitivortete ,
sie bleibe aus prinzipiellen Gründen bei ihrem ablehnenden
Bescheid .

In einer am Dienstag abgehaltenen Betriebsversammlung der
Arbeiter der Firma Ludwig Loewe u. Co, trug der Obmann deS
ArbeiterauSschnsieZ den vorstehenden Sachverhalt vor und bemerkte ,
daß weitere Schritte in dieser Angelegenheit nicht mehr getan
werden könnten . Das Verhalten der Firma sei zu bedauern . Es
könne vom Standpunkt der Arbeiter nur als ungerechtfertigt an¬
gesehen , aber leider nicht geändert werden .

Die Bereinigten Gewerkschaften Nürnbergs haben im verflossenen
Jahre ein « erfreuliche Entwicklung genommen . Wie aus dem Be¬
richt des Gewerkschaftssekretariats hervorgeht , betrug der Mitglieder -
stand am 81. Dezember 1917 28 952 , davon 11 193 weibliche Mit -
glieder . DaS ist ein Mehr bo » 2( 556 gegenüber dem 1. Januar 1917 .
N e u a u f q e u o m in c n wurden 7697 . davon 4442 weibliche Mit -
glieder . Seit August 1914 wurden 28 842 ( 71 Proz . der männlichen
Mitglieder vom August 1914 ) zum Militär abgemeldet .

Die Lohnbewegung der Berliner Stratzcnbahner .
In dem gestrigen Artikel ist von der Gesamtsumme der monai -

lichen Lohnerhöhungen die Rede . Der aufmerksame Leser wird be -
reilS bemerkt haben , daß die angeführten Zahlen die Gesamtsumme
der Lohnerhöhungen eines Jahres darstellen .

�sKöZTzmg öes Grtswhnes lmö öes

Wertes öer SachbeMge für Serlm .
Ter zur Vorocratuug des Antrags Barkowski und Genossen

( sozialdemokratische Fraktion ) eingesetzte Ausschuß beschloß , der
Stadtverordnetenversammlung die Annahme des Antrags zu emp «
fehlen . Durch den Antrag soll bezweckt werden , eine höhere Fest¬
setzung des Ortslohnes , der zurzeit für männliche Personen über
21 Jahre 4 W. , von 16 bis 21 Jahre 8 M. , unter 16 Jahre 1,80
Mark , für werbliche Personen über 21 Jahre 3 M. , von 16 bis
21 Jahre 2,40 M. , unter 16 Jahre 1,40 M. beträgt , erreicht werden ,
Die jetzige Höhe des Ortstohnes entspricht schon seit längerer Zeit
nicht mehr den wirklichen Verhältnissen . Ebensh verhält es sich mit
de » Sachbezügen . Da der Ortslohn und die Festsetzung des Wertes
der Sachbezüge für die Versicherten eine große stiolle spielt , weil
danach in mner ganzen ülethe von Fällen die Berechnung der Ent -
schädigungen und zum Teil der Renten nach der ReichSversiche -
rungsordmmg vorgenommen werden , haben die Versicherten ein
großes Jniercsse daran , den OrtLlobn den wirklichen Verhältnissen
entsprechend festgesetzt zu sehen . Ter Minister für Handel hat
bereits im vergangenen Jahr ein Rundschreiben erlassen , worin
er . die Versicherungsämter tasp . QberversicherungSämter auf¬
forderte , der Frage hvr Aenderung näherzutreten , jedoch dabei mit
der nötigen Vorsicht zu verfahren

Von den MagistratSvertrstern wurde geltend gemacht , daß doch
nach Friedensschluß die Verhältnisse sich wieder vcrschkben dürften
und dann wieder eine Herabsetzung erfolgen müßt « . Von den
Vertretern des Antrags wurde erwidert , daß das Ende des Krieges
noch nicht abzusehen , andererseits auch nicht zu erwarten ist , daß
nach Friedensschluß die alten Verhältnisse wiederkehren werden .
Auf Grund einer vom Versicherungsamt bei den Krankenkassen er -
hobenen Umfrage hat sich ergeben , daß der Lohn gewöhnlicher Tage -
arbeitcr über 21 Jahre 7 M. , Mischen 16 und 21 Jahre 5,25 M.
und unier 16 Jahre 3,15 M. , bei den weiblichen in der gleichen
Reihenfolge 5,25 M. , 4,20 . M. , 2,48 M. beträgt . Räch den Er -
Hebungen des Arbeitsnachweises , übermiitelt vom Statistischen Amt ,
ist der Lohn noch höher ; er beträgt für männliche Arbeiter 9.
6, 4 M. , für weibliche ö, 4, 2 M. Die Vertreter der Freisinnigen
Fraktion ( Arbeitgeber ) erklärten , sich einer Aenderung nicht ver -
schließen zu tonnen , selbst wen » dann seitens der Arbeitgeber
höhere Beiträge zur Invalidenversicherung usw . gezahlt werden
müßton . Der Antrag wurde daraufhin auch gegen eine Stimme
angenommen ,

Zu wünschen wä « . daß das OberversicherungSamt Groß - Berlin
sowie daS Lcrstcherungsamt Berlin sich den vorliegenden Gründen
der Antragsteller nicht verschließt und im Interesse der Ver¬
sicherten eine durchaus soziale Tat vollbringt .

b- r

Industrie unö ßanöek .
Die Uebergangswirtschaft .

Auf dem deutschen HandelStag wurden vom Shndi - ""
Dr . Brandt , nachdem der Kommsrzienrat Doußen eine Scharfmacht
rede für deu 8 153 der Gewerbeordnung gehalten hatte , Leitsätze
die Rohstoffversorgung nach dem Kriege vorgelegt , die in folgend�
Forderungen gipfeln : Entbehrliche Vorräte der Heeresverwaltung ' "
und Kriegsgesellschaften seien möglichst durch Vermittlung des fiCl�
Handels und unter Ausschluß monopolistischer Gesellschaften und
vatbetriebe zu vergeben . Schon hier wird deutlich , daß die

sucht , den Handel möglichst bald ins dicke Verdienen kommen 5' j

lassen , darauf hindrängt , die Wriggebltebenen Vorräte der Heeres
Verwaltung zum Spielball der Spekulation zu machen . Die Einiu�

soll allein durch die Rücksicht auf den Schiffsraum bestimmt fCiil'

nicht aber aus Währungsrücksichten gehemmt wenden . Da an ei »1�

völligen Abbau der Devisenverordnungen nicht ohne weiteres
denken ist , so wird eine große Kriegsentschädigung , sei es in

oder in Waren , gefordert , mit deren Hilfe die deutsche WähruftZ
wieder ins Gleichmaß gebracht werden soll . Die Verteilung ver ein¬

geführten Rohstoffe und Halberzeugnisse haben nach der Leistutzg�
sähigkeit der Betriebe und dem Umfang ihrer Erzeugnisse in �4
letzten Friedsnszcii auf der Grundlage von übertragenen �
zugSrechten durch Verteilungsstellen zu erfolgen , die von den mw

zelnen Industrien selbst gemeinnützig zu verwalten seien .
dieser Vorschlag durch , so werden jene Betriebe , die im Kriege Sc'

wachsen sind » die Bezugsrcchie der zurückgebliebenen Unternehmt

aufzukaufen versuchen , die , weil nach der FriedenSerzeugung ciw

geschätzt , eine relativ großes Bezugörecht besitzen . Dagegen läßt �
die Forderung höre », daß Waren , die auf ausländische » Stisssice
eingehen , oder für die keine deutschen Zahlungsmittel in Ansprom

genommen werden , begünstigt werden sollen . Besonderer Rachdru »
wird daraus gelegt , daß daS Reich in den BerteflungSstellen
zu sagen hat .

» Au der Verwaltung der Verteil » nys st cllch
darf das Reich nicht beteiligt sein ; sein Einfluß m,r

die industriellen VerteilungSstellcn ist vielmehr auf die Wahrnew
mung der öffentlichen Interessen zu beschränken , und die Jndusirj�
muß besonders darauf Bedacht nehmen , diese Stallen rechtzest «*
auflösen zu können . Nur im äußersten Rotfalle dürfen stärkere
Bindungen von Industrie und Handel in der Form , wie sie da -

Reichswirtschaftsamt gegenwärtig für die Textilwirtschaft beaw
sichtigt . durchgeführt werden . Unter alle » Umständen muß in fce"*
jenigen Wirtschaftsgebieten , wo ausreichende Rohstoffmenge » vee-

fügbar sind oder werde » , jeglicher Wirtschaftszwang aufhören . "
Die Sozialdemokratie steht nicht in dem Gerüche der Mittel

standsretterei . Wer sie hat es auch nicht notwendig , die große »
Unternehmen , die in den geplanten Verteilungsstellen natürlich de »

Ton angeben , ohne Kontrolle zu lassen und einen wohltätigen G»1'

flüß der NeichSrcgierung auszuschließen .

Kriegsgewinue eurer stillgelegten Fabrik .
Am 9, April hatten wir unter dieser Spitzmarke bemewkt , daF

die stillgelegte Steingutfabrik A. - G. Sörnewitz ihre Dividende
auf 12 Proz . habe verdoppeln können . Die Venvaltung sendet u » ?
dazu eine Berichtigung , die aber den Ansprüchen des Preßgesetzes
nicht genügt . Wir stellen daraus fest , daß nur die GlaSabteilugS
und auch diese nur feit September 1917 stillgelegt warben ist . Dw

Verwaltung führt den Gewinn im wesentlichen auf die Weiter -
führung des Hauptbetriebes , den Betrieb dar Glasabteilung , wäb -

tzabrik . sondern der ganzen Porzellanindustrie und die diesen Gr -
Winnen entsprechenden , mächtig gestiegenen Börsenkurse den Preis -
kontrollcn der Heeresverwaltung Anlaß sein müßten , die Preis -
gestaliung für Porzellan , das ja heute auch in der Hauptsache
mittelbar oder unmittelbar dem Hecresbedarf dient , zu unter -
suchen und dabei auf die allgemein sehr schlechte Entlohnung der
Arbeiter Rücksicht zu nehmen .

_ _

MgLNöveraMattungen .
Arbeiwr - Jngeudheim Berlin . Am Sonntag , den 12, Mal :

Führung durch de » Botanischen Karten . Treffpunkt pünktlich
Ist , Uhr mittags vor dem Eingang der Straße „ Unter den Eichen" i »
Dahlem . Eintritt nur gegen Karte .

Arbeiter - Jnnend Reuköliu . Heute Donnerstag , abends vo »
5 Uhr au, bei Schuttler, , Donau « Ecke Weichselstratze : Geselliges Beisammen -
sein .

Verantwortlich für Volitit : Erich Kuttner , Berlin : für hen übrigen Teil deS
Blattes - Alfred Schals , SlenUilln ; für fliisctßCii : Shtobat ( Stade , Berlin . Betlaat
Borwärts�tlerlaa G. in d. H. , Berlin , Druck, Ivrwärls - Vllchdruckerei uod

LerlagSanitalt Paul Singer u. Co, in Berlin , Ändcnftralle 2.
Htersu i Beilage und UntcrtiailungSdtati .

KÄMsripLstZTL «
Petunien . . . . . .Topf 95 Pf.

Pelargonien starkePff . Jopfl - öS
Eteugeranien fopf 1 . 50 u. 2 . 50

Tomaten m. Topfb . Sl20u 35 Pf.

( xlaswaren
Honigdosen gepresst

. . . . . . . . . . . . . . . .

2.

Käseglocken gepresst

. . . . . . . . . . .

2 . 40 2 . 90

Salzgeläfite gepreßt . . . . . .. . . .. . . . .28 38 pi .

Zuckerdosen . . . .. . . .. . . . . . . .1 . 95 2 . 45

Bierpokale auf geschliffenem Fuß . 1 . 95

SfurzÜaschen mit oias . . . . . 1. 75 2,25 2 . 45

Bierbecner in verschiedenen Formen und Größen 18 PL

Konservengläser « Globus " mit Gummiring

breit von 1 . 65 bis 2 . 65 schmal von 1 . 40 bis 1 . 90

HoniggläSei * 20 25pf. ,m. Schraubdeckel38 65 80 Pf .

Einmachehafen — . . . . von 35 pt . bis 2 . 55

Einkoch - Apparate fhefmomete "; 16 . 00 22 . 00

Li ipiigcr Straße , Erdgeschoß /

Aufstellung eleganter

Tafelgeschirre

Porzellan
weiß

Speiseteller tief , nach

. . . . . . . . . . . . . .

. . 95 pl

Frühstück ! eller 48 pl Kompotteller 25 pl

Suppenschüsseln mit ve - kei

. . . . . . . . . .

3 . 90 �

Tunkeschalen . . . . . ..

. . . . . . . . . . . . .

1 . 55

Beilagschüsseln . . . . .. . . . . . . . .* 5 75 pl

Braienschüsseln . . . . . . .von 85 pf . bis 2 . 75
T assen . . . . .45 pl Zuckerdosen . 48 Fi .

Bunt bemalt

Kaffe service für 2 Persone » . . 4 . 90 5 . 75 7 . 75

Teegeschirr 3teilig . . 3,90 für 6 Personen 15 . 50

TeetaSSen dazu passend . . . . . . . .. . . . . . .95 PL

T afelgeschirr 22 tellig . 72 . 00 77 teilig . 235 . 00
Obstsätee ? teuig . . . . . . . . . .. . . .4 . 40 5 . 40
Tassen .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

85 pl 1 . 10
Marmeladendosen . . . . 95 pl 1 . 25 1. 35

Steingut

. . . . . . . . . . .vt' 1 . 45 bi , 2 . 25

42 48 PL, Buntdnick . 33 55 PL

Sieintöpfe . . . . . . .. . .. . . .von ISO bis 9. 01)

Steinbutten . . . . . .. . . . . .von 45pi . ws 165

Einkochkröge « Globus
Qlasdeckcl

. . . . .

.

. . . . . . . .. . .

Tassen

2 Waggons Geschirre
zu sehr billigen Preisen , u. A. :

Waschschüsseln . . . . . .. . . . . .1 . 95 2 . 50
Wasserkannen

. . . . . . . . . . . . . .

1 . 95 2 . 50

Waschgarnituren i

. . . . . . . . . . . . . . . .

7 . 75

Büchsen mit Deckel .

. . . . . . . . . . . . . . . . .

SO Pf .

Satzschusseln 6 smck

. . . . . . . . . . . . . . .

3 . 90

Papierwaren
Frucht - Serv. i - eprägt icost 2 . 25

( jrail . S0y5Ocra. Kreppap . IOOSI . 5. 50

Läufer lirka 2 Meter , , 1 . 20

Miikldecken . steck 38 pl

T eeservietleq 100 stück 95 pl

Teeservietten m Krapp -
papier . . . . . .100 Stück 1 . 65

Servietten baut. 100 stück 5 . 50

Am Sonntag vor Pfingsten sind unsere Geschäftshäuser Rosenih &lev Straße und Moritzplatz von 2 - 6 Uhr aeöftnet
Leipziger Straße und Königstraße bleiben geschlossen ,

' A
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